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STELLUNGNAHME 

 

Weigerung der Tagespflegeperson, die Notbetreuung durchzuführen 

 

Das StJA S fragt an, ob es Aussicht auf Erfolg hat, wenn Eltern die 

Notbetreuung während der Corona-Pandemie, die durch die 

Tagespflegeperson (TPP) verweigert wird, einklagen wollen.  

 

Vorab möchte das Institut auf die auf der Homepage des DIJuF e. V. 

(www.dijuf.de) eingestellte Sonderseite zum Corona-Virus hinweisen. 

Dort werden unter den FAQs Fragen beantwortet, die das Institut im 

letzten Jahr von den verschiedenen Jugendämtern erreicht haben. 

Dort finden sich unter dem Punkt „Tagesbetreuung“ auch Fragen, die 

die Tagespflege betreffen. Darüber hinaus hilfreich sind auch die vom 

BMFSFJ in Auftrag gegebenen rechtlichen Informationen von Iris 

Vierheller (www.bvktp.de ►Corona-Virus und Kindertagespflege 

►Rechtliche Informationen, Abruf: 7.6.2021). 
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Auf die konkrete Frage bezogen lässt sich Folgendes ausführen: Grds. hat die TPP die 

Leistungen aus dem Betreuungsvertrag zu erbringen. Etwas anderes kann gelten, 

wenn ihr diese Leistungserbringung gem. § 275 BGB unmöglich ist, was der Fall sein 

kann, wenn sie selbst oder Personen aus ihrem Haushalt ein erhöhtes Risiko haben, an 

Covid-19 zu erkranken. Es entfällt dann gem. § 326 BGB der Anspruch der TPP auf die 

Gegenleistung (Zahlung der Eltern).  

Was die Zahlungen des öffentlichen Trägers an die TPP angeht, wenn diese die 

Notbetreuung nicht durchführt, obwohl sie ihr zumutbar wäre, so kann der öffentliche 

Jugendhilfeträger die Finanzierung einstellen (und ggf. auch zurückfordern). Er ist 

dann jedoch auch verpflichtet, den Eltern einen anderen bedarfsgerechten 

Betreuungsplatz zur Verfügung zu stellen. Die Eltern sind in einem solchen Fall auch 

nicht verpflichtet, die TPP zu bezahlen, da sie keine Gegenleistung (Betreuung des 

Kindes) erhalten.  

Ob allerdings eine Klage der Eltern auf Notbetreuung gegen die TPP Erfolg hätte, lässt 

sich nur schwer vorhersagen. Natürlich hat die TPP grds. die Pflicht aus dem 

Betreuungsvertrag, die Kinder zu betreuen, was auch die Notbetreuung umfasst (es sei 

denn, sie ist ihr unmöglich wegen eines erhöhten Risikos). Ob allerdings eine 

Verpflichtung des Gerichts, dass die TPP die Notbetreuung durchführen muss, zu dem 

Ziel führt, dass die TPP die Notbetreuung dann auch tatsächlich durchführt, ist fraglich. 

Tut sie es dennoch nicht, wäre sie schadensersatzpflichtig. Allerdings ist das 

Jugendamt bei Weigerung der TPP, die Notbetreuung durchzuführen, verpflichtet, 

dem Kind einen anderen bedarfsgerechten Betreuungsplatz anzubieten, sodass 

schon fraglich ist, ob überhaupt ein materieller Schaden entsteht.  

Am besten wäre es sicherlich, durch gemeinsame Gespräche zwischen dem 

Jugendamt, der TPP und den Eltern eine für alle vertretbare Lösung zu finden, zB eine 

freiwillige Testung der Kinder vor dem Besuch in der Tagespflegestelle oder die 

Möglichkeit der TPP, eine Maske zu tragen und viel mit den Kindern an die frische Luft 

zu gehen.  


